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Agrarpolitik 2 Samstag, 30. Juni 2007
Ernährungsdienst

Wegweiser

Sonntag
1. Juli

EU-Ministerräte, Brüssel
Portugal übernimmt im 2. Halbjahr von 
Deutschland die Ratspräsidentschaft

Montag
2. Juli

Milchquotenbörse, Deutschland
Erste Börse mit zwei Übertragungsgebieten

Mittwoch
4. Juli

OECD und FAO, Paris
Ausblick auf die Weltagrarmärkte

Mittwoch 
4. Juli

EU-Kommission, Brüssel
Die Reform der Weinmarktordnung wird 
vorgestellt

Freitag 
6. Juli

Bundesrat, Berlin
Themen unter anderem: Unternehmenssteuerre-
form, betäubungsloses Schlachten laut Tierschutz-
gesetz, Neuordnung der Ressortforschung im Ge-
schäftsbereich des Landwirtschaftsministeriums,
EU-Zuckermarktordnung; Schutz vor Verschlep-
pung der Blauzungenkrankheit, Geflügel-Aufstal-
lungsverordnung, Schutz gegen Vesikuläre Schwei-
nekrankheit, Änderung im Saatgutrecht, Schad-
stoffhöchstmengenverordnung, Lebensmittelhy-
giene und deren Überwachung 

Opec für Getreide in der Diskussion
In Russland, der Ukraine und

Kasachstan gibt es Überlegungen,
ein Kartell für Getreideexporte
analog zum Opec-Modell für Erd-
ölexporte zu bilden. Die drei Län-
der haben 2006/07 zusammen
etwa 27 Mio. t Getreide exportiert
und bilden damit am Weltmarkt
eine starke Ergänzung der „Gro-
ßen Fünf“, zu denen traditionell
die Exportländer USA, Kanada,
EU, Argentinien und Australien
zählen. Die jetzige Initiative der
ehemaligen Sowjetländer kommt
auf Betreiben Russlands und der
Ukraine zustande, die eine ent-
sprechende Arbeitsgruppe gebil-
det haben sollen, berichtet Agra
Europe London. db

Kurznachrichten

Loretta Dormal soll in der General-
direktion für Landwirtschaft (GD
Agri) der EU-Kommission die Nach-
folge von Dirk Ahner antreten. Die
57-jährige Italienerin wurde in die-
ser Woche zur stellvertretenden Ge-
neraldirektorin in der DG Agri be-
stimmt, zuständig für die ländliche
Entwicklung. Die Abteilung „Öko-
nomische Analysen und Grundsatz-
fragen“ gehört dagegen nicht zu ih-
rem Bereich. Dadurch unterschei-
det sich ihr Aufgabengebiet von
dem ihres Vorgängers Ahner, der
als Stratege für die Agrarreformen
in der Brüsseler Agrarverwaltung
galt. Dormal war bisher in der Ge-
neraldirektion für Wettbewerb für
die Kontrolle staatlicher Beihilfen
zuständig. Mö

Johann Marihart, Vorstandsvor-
sitzender der Agrana Beteiligungs-
AG, Wien, ist als Präsident des Ver-
bands der europäischen Zuckerin-
dustrie CEFS für weitere drei Jahre
bestätigt worden. Er hatte bereits
die vergangenen sechs Jahre diese
Position inne. Der CEFS vertritt die
Interessen aller europäischen Zu-
ckerhersteller und -raffineure ge-
genüber den europäischen Institu-
tionen sowie den verschiedenen
internationalen Organisationen.
Der Verband wurde im Jahr 1953
gegründet und zählt derzeit 26
Mitglieder aus 21 europäischen
Ländern. ED

Brüssel/Mö Milchquoten passten
nicht mehr in eine entkoppelte
Welt, meint EU-Agrarkommissarin
Mariann Fischer Boel. Skeptischere
Töne kommen aus Deutschland.

Für Fischer Boel geht es nur noch
um das „wie” und nicht mehr um
das „ob” für den Ausstieg aus der
Milchquote im Jahr 2015. An alle
Milcherzeuger in der EU müsse das
klare Signal ergehen, dass der Wert
ihrer Quote bis 2015 auf Null zurück
gehen werde, verkündete eine ent-
schlossene EU-Agrarkommissarin
am Dienstag in Brüssel. Auf einer
Veranstaltung in der bayerischen
Landesvertretung zur Zukunft der
Milchmarktordnung führte Fischer
Boel aus, für sie sei das Quotensys-
tem nur noch eine Bremse in der an-
gestrebten Wettbewerbsorientie-
rung. Im Gesundheits-Check im
kommenden Jahr wolle die Kommis-
sion deshalb klare Signale setzen
und keine Verlängerung des Quoten-
systems vorschlagen. 

Offen zeigte sich die Kommission
Anregungen zur Gestaltung des
Übergangs bis 2015. Ein Erlass der
Strafen bei Quotenüberschreitung
sei eine Option. Eine weitere Mög-

lichkeit sei die Erhöhung der Quo-
tenmenge. Außerdem solle es eine
besondere Förderung für die Milch-
erzeuger in Berggebieten geben. Al-
les in allem versprach Fischer Boel
einen langsamen Rückgang der Quo-
tenpreise. 

Eberhard Hetzner vom deutschen
Milchindustrieverband (MIV) ist da
skeptischer. Zwar erleichterten die
zur Zeit hohen Preise ein Ende der
Produktionsbeschränkung. Der
Boom müsse aber nicht auf Dauer

anhalten. Dennoch erwartet der
MIV das Ende der Quoten,, nach-
dem es im EU-Agrarrat keine Mehr-
heit mehr für das System gebe und
auch die französischen Milcherzeu-
ger nicht mehr an ihm festhielten, er-
klärte Hetzner.

Der bayerische Landwirtschafts-
minister Josef Miller warb dagegen
für die Beibehaltung Mengenbegren-
zung. Eine Quote solle auch nach
2015 den Preis stabilisieren, forderte
Miller. 

Fischer Boel verspricht „sanfte Landung“ bis zum Ende der Milchquote

Quote bremst Wettbewerb

Skepsis und Klarheit: Eberhard Hetzner und Mariann Fischer Boel diskutieren die
Perspektiven am Milchmarkt. 
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Hilary Benn ist britischer Agrarmi-
nister im neu ernannten Kabinett
von Premierminister Gordon Brown.
Das Ministerium Defra ist zuständig
für Umwelt, Ernährung und Land-
wirtschaft. Zuletzt war der 1953 ge-
borene Benn Minister für Internatio-
nale Entwicklung im Kabinett von
Tony Blair. Benn folgt David Mili-
band, der seit Mai 2006 das Defra
führte. db

Personen

Frankfurt a. M./hol Der Bundesrech-
nungshof hält die zentrale Absatz-
förderung der deutschen Agrar-
und Ernährungswirtschaft für
überholt. Insbesondere die Finan-
zierung ist aus Sicht der Behörde
nicht mehr zeitgemäß.

Laut Bundesrechnungshof „spricht
die Entwicklung der deutschen
Land- und Ernährungswirtschaft ge-
gen eine zentrale Absatzförderung“.
In einem Bericht an das Bundesmi-
nisterium für Ernährung, Landwirt-
schaft und Verbraucherschutz
(BMELV) empfiehlt die Behörde,
„das System der Absatzförderung
kritisch zu überdenken“.

So widerspreche die Kernidee des
Absatzfonds, deutsche Produkte ge-
gen Konkurrenz aus dem EU-Aus-
land zu stärken, europäischem Recht:
Verdrängende Werbung sei ebenso
verboten, wie die nationale Herkunft
von Produkten hervorzuheben. Eine
Zusammenarbeit mit der Absatzför-
derung eines anderen Staates sei wie-
derum mit nicht dem deutschen Ab-
satzfondsgesetz zu vereinen, urteilt
der Bundesrechnungshof.

In einem der Agrarzeitung Er-
nährungsdienst vorliegenden Do-
kument stellt der Rechnungshof
klar: „Wir haben erhebliche Zwei-
fel, ob es dem Absatzfonds und der
CMA als durchführender Gesell-
schaft in Zukunft gelingen wird,
diesen Widerspruch aufzulösen.“
Der Bundesrechnungshof schlägt
vor, die gesamte Absatzförderung
zu privatisieren. Zudem sei die ge-
genwärtige auf Produktionsmengen
bezogene Finanzierung über Son-
derabgaben durch bedarforientier-
te Budgets zu ersetzen: „Die Ent-
scheidung über die Einführung der
Sonderabgaben wurde unter an-
dern Prämissen getroffen.“

Auch die Kampagnen der Cen-
tralen Marketing-Gesellschaft der
deutschen Agrarwirtschaft (CMA)
sind für den Bundesrechnungshof
problematisch. Angesichts eines

sehr hohen privat finanzierten Wer-
beaufwandes einiger Branchen der
Agrar- und Ernährungswirtschaft
sei Gemeinschaftswerbung hierfür
nicht sinnvoll. So gehöre Bier zu
den zehn werbeintensivsten Pro-
duktgruppen. 

„Dennoch wirbt die CMA für
Bier und kann die absatzfördernde
Wirkung nicht belegen“ kritisiert
der Rechnungshof. Als weiteres Bei-
spiel wird Zucker genannt: Von den
61Unternehmen der fünfziger Jahre
existierten heute noch fünf. Drei
Unternehmen teilten sich 95 Pro-
zent des Marktes und benötigten
keine zentrale Absatzförderung.
Auch in anderen Bereichen wandel-
ten sich die Strukturen: Es sei da-
von auszugehen, dass es im Jahr
2010 nur noch 30 Molkereien ge-
ben werde, schätzt der Bundesrech-
nungshof.

Bundesrechnungshof kritisiert Finanzierung und stellt Sinnfrage 

Absatzfonds aufs Altenteil

Bamberg/HH Für einen liberaleren
Weltagrarhandel hat sich Horst
Köhler auf dem Deutschen Bauern-
tag in Bamberg stark gemacht.
Wichtig ist für den Bundespräsi-
denten, dass Konzepte gegen den
Hunger auf der Welt umgesetzt
würden. Die deutschen Landwirte
hätten von einem freien Handel
nichts zu befürchten.

Köhler erinnerte in seiner Anspra-
che daran, dass noch immer weltweit
850 Millionen Menschen an dauer-
hafter Unterernährung leiden. „An
Bekenntnissen zur Bekämpfung des
Hungers auf der Welt herrscht kein
Mangel; aber eingelöst sind die gu-
ten Vorsätze noch lange nicht“, be-
dauerte das Staatsoberhaupt. Die
beste Hilfe seien faire Handlungsbe-
dingungen für die Entwicklungslän-
der. Sie ermöglichen es ihnen, wirt-
schaftlich und bei der Ernährung ih-
rer Bevölkerung auf eigenen Füßen

zu stehen. Der Bundespräsident be-
dauerte, dass die Handelsvereinba-
rungen im Rahmen der Doha-Runde
so wenig erfolgreich seien. „Warum
beanspruchen wir, die reichen In-
dustrienationen, Schutzmechanis-
men für uns selbst, lehnen sie aber
bei Entwicklungsländern als Verstoß
gegen den freien Welthandel ab?“ Ei-
ne Liberalisierung des Handels im
Agrarbereich, sei zwar eine notwen-
dige Bedingung für die Armutsbe-
kämpfung, aber keine hinreichende.
Wörtlich sagte Köhler: „Wir müssen
darauf achten, dass von der Handels-
liberalisierung auch wirklich die
Menschen in den ärmsten Ländern
profitieren und nicht vor allem sol-
che Volkswirtschaften, die unter pro-
blematischen ökologischen und so-
zialen Bedingungen profitieren“.

Die deutschen Landwirte hätten
Handelsverbesserungen für die
ärmsten Länder nicht zu fürchten,
betonte Köhler. Schließlich liege

Deutschland im Weltagrarhandel
bei den Ausfuhren an vierter Stelle.
Der Bundespräsident bezeichnete es

auch als richtigen
Schritt, dass sich die
EU allmählich aus der
aktiven Steuerung der
Märkte zurückzieht.
Das Konzept der Ent-
koppelung hält er für
einen wichtigen
Schritt hin zu mehr
Marktorientierung
und Effizienz. Land-
wirtschaft könne nicht
allein deshalb aus Steu-
ermitteln unterstützt
werden, weil sie Land-
wirtschaft ist, sondern
weil sie gesellschaftlich
wertvolle Leistungen
wie Produktqualität
aber auch die Erhal-
tung von Kulturland-
schaft und Gewässer-

schutz erbringe. Hier liegt für Köh-
ler eine wesentliche Zukunftsaufga-
be der Landwirtschaft. 

Bundespräsident Köhler fordert fairen Handel – Für Landwirte mehr Markt und mehr Effizienz

Subventionen brauchen eine Begründung

Erstmals seit 25 Jahren wieder ein Bundespräsident
auf dem Bauerntag: Horst Köhler nutzte die
Gelegenheit für einen Appell. 
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